Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache YI/2675 


Sachgebiet 63 


Der Bundesminister Bonn, 6. Oktober 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 

F/II A2-H 1200- 104/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Haushaltsvollzug 1971 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Leicht, 
Röhner, Dr. Althammer und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache Vl/2594 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die oben bezeich- 
nete Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Bei welchen Haushaltsansätzen und in welcher Höhe jeweils 
sollen die beschlossenen 

a) Ausgabesperren, 

b) Sperren der Verpfliditungsermächtigungen 

im Bundeshaushalt 1971 verwirklicht werden, und wie wirkt sich 
das auf die einzelnen Ansätze aus (Höhe des alten Ansatzes, 
Betrag der Sperre, Höhe des verbleibenden verfügbaren 
Ansatzes)? 


Die Auswirkungen der von der Bundesregierung am 9. Mai 
1971 im Rahmen des binnenwirtschaftlichen Stabilisierungs- 
programms beschlossenen Verfügungsbeschränkungen bei den 
Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen auf die Einzel- 
pläne des Bundeshaushaltsplans 1971 ergeben sich aus den 
Anlagen 1 und 2. 

Eine Aufteilung dieser Beträge auf einzelne Haushaltsansätze 
ist z. Z. nicht möglich, weil anstelle der ursprünglich ausge- 
sprochenen prozentualen Verfügungsbeschränkung bei den 
Ausgaben nunmehr für jeden Einzelplan eine Minderausgabe 
betragsmäßig festgelegt wurde, die innerhalb der Hauptgruppe 
5 bis 8 zu erwirtschaften ist. Die obersten Bundesbehörden sind 
gebeten worden, meinem Hause bis zum 15. Januar 1972 die 
Ansätze mitzuteilen, bei denen die betragsmäßig festgelegte 
Minderausgabe erwirtschaftet worden ist. 

Bei den Verpflichtungsermächtigungen ist die prozentuale Ver- 
fügungsbeschränkung nach Maßgabe des Beschlusses der Bun- 
desregierung vom 9. Mai 1971 aufrechterhalten worden. Die 


Druck: Then^e Druck KG, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 



Drucksadle VI/2675 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Ressorts sind ermächtigt, bei Bedarf den Verfügungsbetrag 
eines Einzelansatzes zu überschreiten, wenn ein Ausgleich an 
anderer Stelle innerhalb der verfügbaren Beträge bei den 
Hauptgruppen 5 bis 8 erfolgt. Aus diesem Grunde können die 
Auswirkungen der Verfügungsbeschränkungen bei den Ver- 
pflichtungsermächtigungen auch erst nach Ablauf des Haus- 
haltsjahres festgestellt werden. Die Überschreitung des Ver- 
fügungsrahmens des Einzelplans wird nur zugelassen, wenn die 
Inanspruchnahme der gesperrten Beträge zur Sicherstellung 
von Anschlußfinanzierungen und für sonstigen unabweisbaren 
Bedarf erforderlich ist. 


2. Ist vorgesehen, die Sperren für die Ausgabe- und Verpfiich- 
tungsermächtigung in der vorgesehenen Höhe aufrechtzu- 
erhalten? 

Oder ist aus der Tatsache, daß die Bundesregierung die Steige- 
rungsrate des Haushaltsentwurfs 1972 gegenüber dem geplanten 
Haushaltssoll 1971 ohne Berücksichtigung der Sperre berechnet 
hat, zu schließen, daß sie die Sperre (ggf. in welchem Umfang) 
aufheben will? 


Aus heutiger Sicht wird die Bundesregierung die Verfügungs- 
beschränkung bei den Ausgaben bis zum Ende des Haushalts- 
jahres 1971 aufrechterhalten. Dies gilt auch für die Verfügungs- 
beschränkung bei den Verpflichtungsermächtigungen, für die 
Ausnahmen lediglich aus den in der Antwort zur Frage 1 ge- 
nannten Gründen zugelassen werden. 


3. Auf welche Beträge belaufen sich 

3.1 die Haushaltsübersdireitungen, denen bisher grundsätzlich 
oder formell nach Artikel 112 des Grundgesetzes zugestimmt 
worden ist, 

3.2 die nach der Ausnahmevorschrift des § 38 Abs. 1 Satz 2 der 
Bundeshaushaltsordnung über die Vermerke im Bundes- 
haushaltsplan 1971 hinaus erteilten Verpflichtungsermäch- 
tigungen zu Maßnahmen, die den Bund zur Leistung von 
Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren verpflichten können, 

und zwar 

a) insgesamt, 

b) aufgeteilt nach Einzelplänen, 

c) bei Beträgen ab 10 Millionen DM aufgeteilt nach Titeln 

(Titelgruppen)? 

Bis zum 30. September 1971 ist Haushaltsüberschreitungen 
(grundsätzlich oder formal) bis zur Höhe von 759,3 Mio DM 
zugestimmt worden. 

Einwilligungen zu über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs- 
ermächtigungen wurden bis zum 30. September 1971 in Höhe 
von 4.868,6 Mio DM erteilt. 

Die Aufteilung der Haushaltsüberschreitungen und der zusätz- 
lichen Verpflichtungsermächtigungen auf die Einzelpläne er- 
geben sich aus den Anlagen 3 und 4. Die Beträge ab 10 Mio DM 
sind darin gesondert aufgeführt. 
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4. Können die zusätzlichen Haushaltsausgaben und Verpflichtungs- 
ermächtigungen (Frage 3) durch zusätzliche Sperren, Kürzungen 
oder zwangsläufig sich ergebende Minderausgaben und gerin- 
gere Inanspruchnahme der Verpflichtungsermächtigungen (bei 
welchen Ansätzen in erster Linie und ggf. inwieweit) aus- 
geglichen werden? 


Die Haushaltsüberschreitungen können in Höhe von 394,4 Mio 
DM durch Einsparungen innerhalb der jeweiligen Einzelpläne 
gedeckt werden. Im Einzelplan 10 werden 50 Mio DM durch 
Mehreinnahmen ausgeglichen (vgl. Anlage 3). Ein Betrag von 
314,9 Mio DM wird durch Minderausgaben innerhalb des 
Gesamthaushalts gedeckt. Die über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben im Haushaltsjahr 1971 werden danach nicht zu einer 
Überschreitung des verfügbaren Ausgabevolumens (100,1 Mrd. 
DM abzüglich 1 Mrd. DM Verfügungsbeschränkung) führen. 

Der Verfügungsrahmen bei den Verpflichtungsermächtigungen 
wird durch unabweisbaren und unvorhergesehenen Mehrbedarf 
(vgl. Anlage 4) überschritten. Trotz dieses Mehrbedarfs wird 
voraussichtlich gegenüber den im Haushaltsplan 1971 ausge- 
brachten Beträgen eine Einsparung von rund 2,0 Mrd. DM ver- 
bleiben. 


5. Auf welche Beträge (insgesamt und aufgeteilt nach Einzel- 
plänen) belaufen sich hiernach die aus der Haushaltsführung 
1971 sich ergebenden Nettobeschränkungen 

a) bei den Ausgaben, 

b) bei den Verpflichtungsermächtigungen 

gegenüber den Ansätzen des Bundeshaushaltsplans 1971? 

Da die Haushaltsüberschreitungen bei den Ausgaben innerhalb 
der nach dem Stabilisierungsprogramm verfügbaren Beträge 
des Haushalts 1971 eingespart werden, beläuft sich die Netto- 
beschränkung auf 1,0 Mrd. DM. 

Bei den Verpflichtungsermächtigungen ergibt sich rechnerisch 
eine Nettobeschränkung von rund 2,0 Mrd. DM. Dabei muß 
berücksichtigt werden, daß Verpflichtungsermächtigungen in 
Höhe von 4,7 Mrd. DM aufgrund unvorhergesehener und unab- 
weisbarer Bedürfnisse zusätzlich ausgebracht werden mußten 
(vgl. Anlage 4). Ohne diesen zwangsläufigen Mehrbedarf würde 
die Verfügungsbeschränkung bei den Verpflichtungsermächti- 
gungen gegenüber dem Bundeshaushaltsplan 1971 rund 6,6 Mrd. 
DM betragen. 


6. Ist mit weiteren Haushaltsüberschreitungen von finanzwirt- 
schaftlicher Bedeutung (über die Angaben zu Frage 3 hinaus) 
noch im Laufe des Rechnungsjahres 1971 zu rechnen (ggf. für 
welche Zwecke und in welcher Größenordnung)? 


Im gegenwärtigen Zeitpunkt ist nicht zu erkennen, ob im Laufe 
des Haushaltsjahres weitere Haushaltsüberschreitungen von 
finanzwirtschaftlicher Bedeutung (über die Angaben zur Frage 3 
hinaus) notwendig werden. 


3 



Dnid^adie VI/2675 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


7. 7.1 Wie hoch ist der Finanzierungsdefizit (Kreditaufnahmen 
abzüglich Tilgung, zuzüglich Münzgewinn) im bisherigen 
Ablauf des Rechnungsjahres 1971 gewesen, und zwar 

a) im Bundeshaushalt 
aa) unmittelbar, 

bb) mittelbar zur Finanzierung von Bundesausgaben 
über Stellen außerhalb der Bundesverwaltung so- 
weit der Bund dafür den vollen Zins- und Tilgungs- 
dienst übernimmt, namentlich 
aaa) für Verkehrsaufgaben über die Öffa, 
bbb) für den Bundesanteil an der Krankenhaus- 
finanzierung, 

ccc) für Entwicklungshilfeleistungen über die Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau, 

b) der Bundesbahn, 

c) der Bundespost, 

d) des Lastenausgleichsfonds, 

e) des ERP-Sondervermögens? 

7.2 Wie hoch wird das Finanzierungsdefizit des Bundes (mittel- 
bar und unmittelbar) und seiner einzelnen Sondervermögen 
unter Berücksichtigung der bisher erkennbaren Entwicklung 
im gesamten Rechnungsjahr 1971 voraussichtlich sein 
(Schätzung)? 

7.3 Wie hoch ist die Gesamtverschuldung des Bundes (mittel- 
bar und unmittelbar) und der einzelnen Sondervermögen 

a) bisher, 

b) voraussichtlich bis zum Jahresende? 


Zu 7.1 

Netto-Neuverschuldung 1. Januar bis 30. September 1971 

a) Bundeshaushalt 

aa) unmittelbare Kreditaufnahmen 3,82 Mrd. DM 

abzüglich Tilgungen 2,73 Mrd. DM 

Netto-Neuverschuldung 1,09 Mrd. DM 

dazu Münzeinnahmen 0,37 Mrd. DM *) 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß der Bund im Septem- 
ber 1971 der Konjunkturausgleichsrücklage 0,5 Mrd. DM 
zugeführt hat. 

bb) mittelbare Kreditaufnahmen 
Verkehrsaufgaben (öffa) 

Kreditaufnahmen 
abzüglich Tilgungen 
Netto-Neuverschuldung 
Krankenhausfinanzierung 
Entwicklungshilfe (KfW) 

b) Bundesbahn 

Kreditaufnahmen 3,23 Mrd. DM 

abzüglich Tilgungen 1,22 Mrd. DM 

Netto-Neuverschuldung 2,01 Mrd. DM 


493.5 Mio DM 

141.5 Mio DM 
3"52,0 Mio DM 

keine Kreditaufnahmen 
keine Kreditaufnahmen 


*) davon Gewinn aus Olympiamünzen 140 Mio DM 
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c) 

Bundespost 



Kreditaufnahmen 

5,12 Mrd. DM 


abzüglich Tilgungen 

1,43 Mrd. DM 


Netto-Neuverschuldung 

3,69 Mrd. DM 

d) 

Lastenausgleichsfonds 



Kreditaufnahmen 

0,16 Mrd. DM 


abzüglich Tilgungen 

0,10 Mrd. DM 


Netto-Neuverschuldung 

0,06 Mrd. DM 

e) 

ERP-Sondervermögen 



Kreditaufnahmen 

0,18 Mrd. DM 


abzüglich Tilgungen 

0,07 Mrd. DM 


Netto-Neuverschuldung 

0,11 Mrd. DM 

Zu 

7.2 


Voraussichtliche Netto-Neuverschuldung 


im Haushaltsjahr 1971: 


a) 

Bundeshaushalt *) 



aa) unmittelbare Kreditaufnahmen 

5,29 Mrd. DM 


abzüglich Tilgungen 

3,77 Mrd. DM 


Netto-Neuverschuldung 

1,52 Mrd. DM 


dazu Münzeinnahmen 

0,55 Mrd. DM **) 


Dabei ist zu berücksichtigen, daß 

der Bund im Haus- 


haltsjahr 1971 der Konjunkturausgleichsrücklage insge- 
samt 1,0 Mrd. DM zuführen wird. 

bb) mittelbare Kreditaufnahmen 

Verkehrsaufgaben (öffa) 


Kreditaufnahmen 

544,5 Mio DM 


abzüglich Tilgungen 

177,2 Mio DM 


Netto-Neuverschuldung 

367,3 Mio DM 


Krankenhausfinanzierung keine Kreditaufnahmen 


Entwicklungshilfe (KfW) keine Kreditaufnahmen 

b) Bundesbahn (Nachtrag zum Wirtschaftsplan 
vom Juli 1971) 


Kreditaufnahmen 

4,38 Mrd. DM 


abzüglich Tilgungen 

1,79 Mrd. DM 


Netto-Neuverschuldung 

2,59 Mrd. DM 

C) 

Bundespost (Nachtrag zum Voranschlag 
vom August 1971) 



Kreditaufnahmen 

8,37 Mrd. DM 


abzüglich Tilgungen 

2,21 Mrd. DM 


Netto-Neuverschuldung 

6,16 Mrd. DM 


*) Unter Berücksichtigung der Kreditbegrenzung und der erwarteten Steuer- 
mehreinnahmen 

**) davon Gewinn aus Olympiamünzen 260 Mio DM 
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d) Lastenausgleichsfonds 
Kreditaufnahmen 
abzüglich Tilgungen 
Netto-Neuverschuldung 

e) ERP-Sondervermögen 
Kreditaufnahmen 
abzüglich Tilgungen 
Netto-Neuverschuldung 


0,30 Mrd. DM 
0,18 Mrd. DM 
0,12 Mrd. DM 


0,18 Mrd. DM 
0,13 Mrd. DM 
Ö,05 Mrd. DM 


Zu 7.3 

a) Gesamtverschuldung (unmi1:telbar) des Bundes: 



31. 8. 1971 

31. 12. 1971 



(Schätzung) 


- in Mrd. DM - 

Finanzkredite 

45,68 

46,45 

Kassenverstärkungskredite 

0,63 

2,00 

insgesamt 

46,31 

48,45 


Bei der Schätzung des Kassenverstärkungskredits ist berück- 
sichtigt, daß bereits im Dezember 1971 Renten- und Gehalts- 
zahlungen für Januar 1972 geleistet werden müssen. 


Mittelbare Gesamt Verschuldung des Bundes: 

30. 9. 1971 31. 12. 1971 

(Schätzung) 

- in Mrd. DM - 

Verkaufsaufgaben (öffa) 2,73 2,75 

Krankenhausfinanzierung keine Kreditaufnahmen 

Entwicklungshilfe (KfW) 0,69 0,63 

b) Gesamtverschuldung der Sondervermögen 

31. 8. 1971 31. 12. 1971 

(Schätzung) 

- in Mrd. DM - 


Bundesbahn 

18,52 

19,41 

Bundespost 

24,19 

27,21 

Lastenausgleichsfonds 

7,01 

6,89 

ERP-Sondervermögen 

1,35 

1,33 


In Vertretung 



H. Hermsdorf 
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Drucksache VI/2675 


Verfügungsbeschränkungen 
in den Einzelplänen des Bundeshaushalts 1971 


Anlage 1 



Einzelplan 

Betrag 

- in Mio DM - 

01 

Bundespräsidialamt 

1 

0,1 

02 

Bundestag 

2,0 

03 

Bundesrat 

0,1 

04 

Bundeskanzleramt 

5,0 

05 

Auswärtiges Amt 

20,0 

06 

Inneres 

40,0 

07 

Justiz 

1,0 

08 

Finanzen 

25,0 

09 

Wirtschaft 

80,0 

10 

Ernährung 

150,0 

11 

Arbeit 

5,0 

12 

Verkehr-, Post- und Fernmeldewesen 

240,0 

14 

Verteidigung 

300,0 

15 

Jugend, Familie und Gesundheit 

20,0 

19 

Bundesverfassungsgericht 

0,1 

20 

Bundesrechnungshof 

0,1 

23 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

80,0 

25 

Wohnungsbau 

50,0 

27 

Innerdeutsche Beziehungen 

5,0 

31 

Bildung und Wissenschaft 

130,0 

32 

Bundesschuld 

0,1 

35 

Verteidigungslasten 

5,0 

36 

Zivile Verteidigung 

10,0 

60 

Allgemeine Finanzverwaltung 

20,0 


insgesamt: 

1.188,5 
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Anlage 2 


Übersicht 

Auswirkungen der Verfügungsbeschränkungen auf die 
Verpflichtungsermächtigungen im Haushaltsjahr 1971 

- in Mio DM - 



Einzelplan 

Verpflichtungs- 
ermächtigungen laut 
Haushaltsplan 1971 

Davon verfügbar 
(ohne üpl./apl. VE) 

1 

2 

3 

4 

02 

Bundestag 

1,3 

1,0 

04 

Bundeskanzler 

102,2 

1,7 

05 

Auswärtiges Amt 

283,5 

218,0 

06 

Inneres 

265,6 

126,2 

07 

Justiz 

1,9 

1,6 

08 

Finanzen 

173,8 

66,4 

09 

Wirtschaft 

1.133,9 

611,3 

10 

Ernährung 

660,3 

556,5 

11 

Arbeit 

110,6 

82,2 

12 

Verkehr, Post- und Fernmelde wesen 

3.496,1 

2.750,0 

13 

Geschäftsbereich Post- und 

Fernmelde wesen 

3,0 

3,0 

14 

Verteidigung 

11.572,7 

8.719,8 

15 

Jugend, Familie und Gesundheit 

450,7 

59,2 

23 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

2.660,3 

2.598,4 

25 

Wohnungsbau 

2.621,4 

1.829,7 

27 

Innerdeutsche Beziehungen 

10,6 

4,4 

31 

Bildung und Wissenschaft 

2.392,9 

1.917,1 

35 

Verteidigungslasten im Zusammen- 
hang mit dem Aufenthalt ausländischer 
Streitkräfte 

60,0 

25,0 

36 

Zivile Verteidigung 

238,1 

99,3 

60 

Allgemeine Finanzverwaltung 

58,0 

40,6 



26.296,9 

19.711,4 


*) Von den üpl./apl. Verpflichtungsermächtigungen können rund 4,7 Mrd. DM zu einer Überschreitung des 
Verfügungsrahmens führen (vgl. Anlage 4). 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnicksadie VI/2675 


Anlage 3 


Übersicht 

über die gemäß § 37 Abs. 1 BHO im Hj. 1971 grundsätzlich oder formell erteilten Einwilligungen 
in über- und außerplanmäßige Ausgaben (Stand 30. September 1971) 

- in Mio DM - 

Einzelplan Davon 



(Beträge über 10,0 Mio DM sind 
titelweise aufgeführt) 

Betrag der üpl. ; 
und apl. Ausgaben 

unter Einsparung 
im jeweiligen Epl. 

ZU Lasten des 
Gesamthaushalts 

01 

Bundespräsidial amt 

1 

0,5 

- 

0,5 

02 

Bundestag 

0,4 

0,1 

0,3 

04 

Bundeskanzleramt 

1,2 

1,2 

- 

05 

Auswärtiges 

Kap. 05 02 Tit. 686 12- 
Flüchtlingshilfe Ost-Pakistan 

15,0 

3,0 

12,0 


Sonstige Epl. 05 

5,8 

5,7 

0,1 

06 

Inneres 

Kap. 06 40 Tit. 681 06- 
Eingliederungshilfe an ehemalige 
politische Häftlinge 

16,8 


16,8 


Sonstige Epl. 06 

17,9 

17,9 

- 

07 

Justiz 

1,7 

1,7 

- 

08 

Finanzen 

20,3 

10,3 

4,0 

09 

Wirtschaft 

0,5 

und 6,0 
Einsparung 
im Epl. 14 

0,5 


10 

Ernährung 

Kap. 10 02 Tit. apl. 683 02- 
Zuschüsse für Maßnahmen bei der 
Obst- und Gemüseproduktion auf 
Grund Freigabe des DM-Wechsel- 
kurses 

12,0 


12,0*) 


Kap. 10 03 Tit. apl. 683 98- 
Ausfuhrerstattung infolge 

DM- Wechselkursfreigabe 

30,0 


30,0 *) 


Sonstige Epl. 10 

*) Deckung durch Mehreinnahmen 

9,0 

1,0 

8,0 *) 

11 

Arbeit 

1,1 

1,1 

- 

12 

Verkehr 

23,2 

23,2 

- 

13 

Post 

1,0 

- 

1,0 

14 

Verteidigung 

Kap. 14 15 Tit. 553 04- 
Erhaltung des Fahrzeug- und 
Kampffahrzeugmaterials 

139,0 

139,0 



Kap. 14 18 Tit. 553 01 - 
Erhaltung der Schiffe usw. 

75,0 

75,0 




Kap. 14 19 Tit. 553 01 - 
Erhaltung der Flugzeuge usw. 

50,0 j 

50,0 



Sonstige Epl. 14 

15,6 ' 

15,6 
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Einzelplan 

(Beträge über 10,0 Mio DM sind 
titelweise aufgeführt) 


15 Jugend, Familie und Gesundheit 

Kap. 15 02Tit. 681 11 - 
Ausbildungsbeihilfe für jugendliche 
Zuwanderer 
Sonstige Epl. 15 

23 Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

25 Wohnungsbau 

27 Innerdeutsche Beziehungen 

Kap. 27 02 Tit. 685 01 - 
Sonstige Epl. 27 

31 Bildung und Wissenschaft 
Kap. 31 05 Tit. 685 50 - 
Gesellschaft für Kernforschung - 
Ankauf von angereichertem Uran 
Kap. 31 05 Tit. 685 51 
Gesellschaft für Kernforschung ~ 
Ankauf von schwerem Wasser 

**) im Rahmen des Devisenausgleichs 
USA 

Kap. 31 05 Tit. 683 25- 
Entwicklung Gasultrazentrifugen- 
Verfahren 
Sonstige Epl. 31 

32 Bundesschuld 

36 Zivile Verteidigung 

60 Allgemeine Finanzverwaltung 

Kap. 60 04 Tit. 686 04 - 
Devisenausgleich Großbritannien 
Kap. 60 05 Tit, 612 11 - 
Bundeshilfe für Berlin 
Sonstige Epl. 60 

Nachrichtlich: Aus formalen Gründen 
überplanmäßig 1.000 Mio DM Zufüh- 
rung an Konjunkturausgleichsrücklage 

Zusammen; 

*) Von den Haushaltsüberschreitungen im Einzelplan 10 


- in Mio DM - 


Davon 


Betrag der üpl. 
und apl. Ausgaben 

unter Einsparung 
im jeweiligen Epl. 

ZU Lasten des 
Gesamthaushalts 

16,4 


16,4 

Z,3 

5,3 

- 

0,1 

0,1 

- 

0,1 

0,1 

- 

69,0 


69,0 

2,1 

2,0 

0,1 

9,9 

- 

9,9 “) 

10,8 



10,8 **) 


18,1 

18,1 

- 

4,1 

4,1 

- 

0,2 

0,2 

- 

0,6 

0,6 

- 

10,0 

10,0 

- 

174,0 

— 

174,0 

2,6 

2,6 


759,3 

394,4 

364,9 *) 


^mrden 50 Mio DM durch Mehreinnahmen gedeckt. 
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Anlage 4 


Übersicht 



über die gemäß § 38 Abs. 1 Satz 2 BHO im Hj. 1971 erteilten Einwilligungen in 

über- und außer- 


planmäßige Verpflichtungsermächtigungen (Stand: 

30. September 1971) 




- in Mio DM - 



Einzelplan 



Davon 


(Betrage über 10,0 Mio DM sind 

Betrag der üpl. 

unter Einsnaruna . über die verfüg- 


titehveise aufgeführt) 

oder apl. VE 

innerhalb der 
jeweiligen Epl 

baren betrage des 
jeweiligen Epl. 
hinausgehend 

02 

Bundestag 

0,2 

- 

0,2 

04 

Bundeskanzleramt 

0,1 

0,1 

- 

05 

Auswärtiges 

2,8 

2,8 

- 

06 

Inneres 

13,7 

13,7 

- 

07 

Justiz 

0,7 

- 

0,7 

08 

Finanzen 

2,8 

~ 

2,8 

09 

Wirtschaft 





Kap. 09 09 Tit. 712 01 - 
Neubau des Instituts für chemisch- 





technische Untersuchungen 

15,2 

15,2 

- 

10 

Ernährung 

llj 

4,4 

6,7 

11 

Arbeit 

4,7 

0,1 

4,6 

12 

Verkehr 

9,7 

9,7 

- 

13 

Post 

3,2 

1,4 

1,8 

14 

Verteidigung 

Kap. 14 12 Tit. 812 01 ~ 

Erwerb von Geräten, Ausstattungs- 
gegenständen usw. im Inland 

25,0 

25,0 



Kap. 14 19 Tit. 554 01 - 
Beschaffung von Flugzeugen und 
Flugkörpern (für Phantom II) 

4.000,0 


4.000,0 


Kap. 14 21 Tit. 817 34- 
Erwerb von Ausstattungen der 
technischen Dienststellen im Ausland 

10,0 

10,0 


15 

Jugend, Familie und Gesundheit 



1 


Kap. 15 05 Tit. 532 01 - 
Kosten der Datenverarbeitung 

14,8 


14,8 


Sonstige Epl. 15 

3,1 

2,5 

0,6 

25 

Wohnungsbau 





Kap. 25 02 Tit. 622 22 - 
Flüchtlingswohnungsbau (Zuschüsse) 

80,0 

80,0 

- 

27 

Innerdeutsche Beziehungen 

0,1 

0,1 

- 

31 

Bildung und Wissenschaft 





Kap. 31 05 Tit. 683 15- 
Verminderung des finanziellen 
Betriebsrisikos von Demonstrations- 
kernkraftwerken 

100,0 


100,0 


Tit. 683 23 - 

Sicherung der Uranversorgung 

30,0 

- 

30,0 

11 



Drucksadle VI/2675 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


- in Mio DM - 


Einzelplan 


Davon 


(Beträge über 10,0 Mio DM sind 
titelweise aufgeführt) 


Betrag der üpl. 
oder apl. VE 


unter Einsparung 
innerhalb der 
jeweiligen Epl. 


über die verfüg- 
baren Beträge des 
jeweiligen Epl. 
hinausgehend 


Tit. 683 25 - 

Förderung der Entwicklung und 

Beherrschung des Brennstoffkreislaufs 87,0 

36 Zivile Verteidigung 14,4 

60 Allgemeine Finanzverwaltung 

Kap. 60 04 Tit. 886 04 - 
Für besondere Zwecke im Zusammen- 
hang mit der Stationierung von 
Streitkräften 440,0 


14,4 


87,0 


440,0 


4.868,6 ' 179,4 


Zusammen: 


4.689,2 


